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Wirkung eines Rechtsbehelfs in der ersten Instanz angeordnet und der entsprechende Beschluss des Verwaltungsgerichts
in einem Beschwerdeverfahren aufgehoben wird. Hier hat mit Aufhebung des verwaltungsgerichtlichen Beschlusses von
vornherein keine aufschiebende Wirkung bestanden und die Abschiebung ist ohne Gewährung einer erneuten Ausreisefrist
durchzuführen.
Ist eine Abschiebung anberaumt, darf der Termin der Abschiebung dem Ausländer nicht angekündigt werden. Dies gilt
selbstverständlich auch für weitere Abschiebungsversuche, z.B. nach einer gescheiterten Rückführungsmaßnahme. Sog.
Selbstgestellungen sind seit dem 01.11.2015 damit unzulässig.
 
Soll die Abschiebung eines Ausländers mit anderen Ausländern erfolgen, etwa im Zuge einer Rückführung mit einem
Charterflug, so hat die Bekanntgabe des Termins ebenfalls zu unterbleiben, um zu verhindern, dass der Termin vorzeitig
bekannt wird und sich ein Großteil der Rückzuführenden der Maßnahme entziehen wird.

 59.2. Eine , wonach der Zielstaat in der Abschiebungsandrohung zu bezeichnen ist, istAusnahme von der Sollvorschrift
dann geboten, wenn die Staatsangehörigkeit des ausreisepflichtigen Ausländers unbekannt ist (VG Berlin, Beschluss vom
01.10.2010 - VG 24 L 280.01 -.
 

 59.3. Neben den Abschiebungsverboten aus § 60 stehen auch die Gründe, die zur Aussetzung der Ab-schiebung nach §
60a führen, dem Erlass einer Abschiebungsandrohung nicht entgegenstehen
 
59.4. frei

Befindet sich ein Ausländer auf richterliche Anordnung  in Haft oder in sonstigem öffentlichen  Gewahrsam (vgl. § 58 59.5.1.
Abs. 3 Nr. 1), ist es nach § 59 Abs. 5  zu setzen. Die Regelungnicht erforderlich, eine Frist zur freiwilligen Ausreise
wurde im 2. Änderungsgesetz zur Klarstellung eingefügt, da die entsprechende frühere Regelung in § 50 Abs. 5 AuslG Ende
2004 außer Kraft getreten war und nicht für alle ersichtlich war, ob hierdurch die Anforderungen geändert wurden. Nach
unserer Rechtsauffassung ergab sich bereits aus der Verpflichtung zur Überwachung der Ausreise in dieser Konstellation
nach § 58 Abs. 3 Nr. 1, dass eine Ausreisefrist nicht zu gewähren war.

Die Abschiebung soll gemäß § 59 Abs. 5 S. 2 mindestens eine Woche vorher angekündigt werden. Die Ankündigung 59.5.2.
hat aus Nachweisgründen  zu erfolgen und ist in der Akte zu dokumentieren. Die Abschiebung kann entwederschriftlich
dem Ausländer (vgl. OVG Hamburg, Beschluss vom 4. Dezember 2008, OVG 4 Bs 229/08) oder dessen Bevollmächtigen
(OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 21. September 2012, OVG 3 S 98/12) angekündigt werden. Wird die
Ankündigung der Abschiebung dem Ausländer durch einen Mitarbeiter der JVA übermittelt, muss der zuständige
Haftsachbearbeiter sicherstellen und dokumentieren, dass die Benachrichtigung durch den Mitarbeiter der JVA mindestens
eine Woche vor der Abschiebung erfolgte. 
Im Falle einer vorherigen Stornierung des Abschiebungstermins und Anberaumung eines neuen Abschiebungstermins ist
eine  Ankündigung der Abschiebung erforderlich (vgl. VG Berlin, Beschluss vom 01. November 2012, VG 19 Lerneute
342.12).
Die Regelung betrifft ausschließlich Fälle, in denen die Abschiebung erst während des Vollzugs angedroht und dem
Ausländer keine Frist zur freiwilligen Ausreise gewährt wird. Erfolgt die  einer dem AusländerInhaftnahme nach Ablauf
gesetzten Ausreisefrist, darf die Abschiebung indes nicht angekündigt werden, § 59 Abs. 1.
 

frei59.6.
 

. Gewährung einer Ausreisefrist bei Opfern von Menschhandel bzw. ausbeuterischen Arbeitsverhältnissen59.7
Zur Ausreise Verpflichteten, bei denen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie Opfer einer Straftat nach §§ 232,
233, 233a StGB (Opfer von Menschenhandel) oder einer Straftat nach §§ 10 Abs. 1, 11 Abs. 1 Nr. 3
SchwarzarbeitsbekämpfungsG bzw. § 15 a ArbeitnehmerüberlassungsG (ausbeuterische Arbeitsver-hältnisse) wurden und
sich diese noch nicht als Zeuginnen oder Zeugen zur Verfügung gestellt haben, wird eine angemessene Ausreisefrist von
mindestens sechs Monaten als Bedenkzeit gesetzt (§ 59 Abs. 7 S. 1 und 2).
 

 sind insbesondere dann anzunehmen, wenn sich die Ausländerin/der Ausländer gegenüber einerKonkrete Anhaltspunkte
Betreuungsorganisation oder den Strafverfolgungsbehörden als Opfer einer solchen Straftat offenbart und nach begründeter

Einschätzung der Polizei oder Staatsanwaltschaft als Zeugin oder Zeuge zur Verfügung stehen könnte.einzelfallbezogener
 
Liegt zum Zeitpunkt der Vorsprache der Ausländerin oder des Ausländers noch  kein Votum der ...weggefallen...
Staatsanwaltschaft mit entsprechendem Inhalt  vor, ist zunächst eine  , sondern nur die einzelfallbezogene Ersteinschätzung

 zu gewähren. Ist die Ausländerin/der Ausländer vollziehbarAusreisefrist von drei Monaten als Bedenkzeit
ausreisepflichtig, ist für diesen Zeitraum eine  gem. § 60a Abs. 2 S. 2 auszustellen. Votiert die StaatsanwaltschaftDuldung
für eine Ausreisefrist, etwa weil die Ausländerin/der Ausländer sich noch nicht  für die Zeugenschaft entschieden endgültig
hat, so ist entsprechend zu verfahren.
 

  Etwas anderes  ...weggefallen... kann hier ...weggefallen... trotz begründeter einzelfallbezogener Einschätzung der
Strafverfolgungsbehörden gelten, wenn der weitere Aufenthalt der Ausländerin bzw. des Ausländers die öffentliche
Sicherheit und Ordnung oder sonstige erhebliche Interessen Deutschlands beeinträchtigt (§ 59 Abs. 7 S. 3 Nr. 1). Dies ist
insbesondere der Fall, wenn ein Ausweisungsinteresse besteht oder Rückführungsmaßnahmen dauerhaft gefährdet

Vor Versagung einer ist   werden. ...weggefallen...  der  Bedenkfrist bzw. Duldung bei begründeter und einzelfallbezogener
möglichst Einvernehmen herzustellen. Beharrt  Einschätzung der Strafverfolgungsbehörden ...weggefallen...  ...weggefallen...

diese in Kenntnis des Ausweisungsinteresses  der Bedenkzeit , bleibt die Entscheidung der  auf  bzw. der Duldung
Referats- bzw. Abteilungsleitung vorbehalten.Sachgebiets-, der
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Auf das Vorliegen der  des § 5 kommt es im Zusammenhang des § 59 Abs. 7allgemeinen Erteilungsvoraussetzungen
nicht an. Die Ausreisefrist und ggf. die Duldung ist zu verlängern, wenn die betroffene Person nach Einschätzung der
Strafverfolgungsbehörden nicht in der Lage war, sich innerhalb dieses Zeitraumes zu stabilisieren und ggf. im Kontakt mit
Beratungsstellen eine Entscheidung über die Mitwirkung als Zeuge im Strafverfahren zu treffen. Dies teilt der
Polizeipräsident oder die Staatsanwaltschaft ggf. vor Ablauf der Ausreisefrist mit. ...weggefallen... Etwas anderes kann
gelten, wenn Versagungsgründe gem. § 59 Abs. 7 S. 3 eingetreten sind.
Die während der Bedenkzeit ausgestellte  ist mit den AuflagenGrenzübertrittsbescheinigung

„Erwerbstätigkeit nicht gestattet“
und

“Studium nicht gestattet”
zu versehen.
 
Zur Beschäftigung bei  vgl. B.BeschV.32. und , zur selbstständigen Tätigkeit A.4.2.1.3. HierDuldungen   A.60a.6 .
aufhältlichen ausreisepflichtigen ledigen, minderjährigen Kindern und Ehegatten von potenziellen Zeugen ist ggf. eine
Duldung gem. § 60a Abs. 2 S. 3 zu erteilen.
 
Eine Ausreisefrist wird somit immer erst dann gewährt, wenn die Staatsanwaltschaft oder der Polizeipräsident in Berlin dies
für erforderlich erachtet Erfolgt die  und dies der Ausländerbehörde gegenüber einzelfallbezogen begründet. ...weggefallen...
Mitteilung telefonisch, ist die ersuchende Polizeidienststelle oder Staatsanwaltschaft um ein nachträgliches schriftliches
Votum zu bitten, in dem ggf. auch Aussagen zu der voraussichtlichen Dauer der Ausreisefrist bzw. erforderlichen
Anwesenheit als Zeugin oder als Zeuge enthalten sein sollten. Aussagen über die Dauer sollten immer dann gemacht
werden, wenn bereits absehbar ist, dass die Person eine längere Bedenkzeit benötigt oder es aus ermittlungstaktischen
Erwägungen zwingend erscheint, dass die Dauer der Erlaubnis länger bemessen werden soll. Über das Gespräch ist ein
Aktenvermerk zu fertigen.
 
...weggefallen...

Beratungsangebote

Nach § 59 Abs. 7 Satz 4 unterrichtet die Ausländerbehörde oder eine durch sie beauftragte Stelle im Rahmen der
Festsetzung der Ausreisefrist über die für Opfer von Menschenhandel (nur die Fälle des § 25 Abs. 4a) bestehenden
gesetzlichen Regelungen, Programme und Maßnahmen. Hierzu wird ein in verschiedenen Sprachen vorliegendes
Hinweisblatt ausgehändigt.
 
Sofern einschlägige Beratungsstellen mit dem Wunsch an uns herantreten, Beratungsangebote an die betroffenen Personen
zu richten, ist diesem Wunsch in geeigneter Weise zu entsprechen.  ...weggefallen...  
 
Eine vergleichbare Beratungspflicht gilt gem. § 59 Abs. 8 auch für alle Ausländer, die ohne Berechtigung zur
Erwerbstätigkeit beschäftigt waren.
 
Mitteilungspflichten der Ausländerbehörde gem. § 90 Abs. 4
Von der Festsetzung einer Ausreisefrist nach § 59 Abs. 7 und der Erteilung oder Versagung eines Aufenthaltstitels nach §
25 Abs. 4a bzw. 4b ist die zuständige Staatsanwaltschaft oder das mit dem Strafverfahren befasste Strafgericht nach § 90
Abs. 4 zu unterrichten. Diese Stellen sind danach ebenfalls von dem Übergang der Zuständigkeit auf eine andere
Ausländerbehörde von der aktuell zuständigen Ausländerbehörde zu unterrichten.
Um eine effiziente Umsetzung dieser Mitteilungspflichten zu gewährleisten, sind die dort genannten Sachverhalte durch IV B
2 unverzüglich dem Polizeipräsidenten per Telefax mitzuteilen. Von dort werden die zuständige Staatsanwaltschaft und das
Strafgericht unterrichtet.

 Die ausschließliche Bearbeitung durch IV B 2 betrifft nur Zeuginnen und Zeugen von Straftaten im Sinne des § 25Achtung!
Abs. 4a S. 1 und 3 bzw. 4b S. 1 und 3. Die Vorgänge sonstiger Zeugen oder V-Personen werden - sofern es sich nicht um
VS-Sachen handelt - vom zuständigen Sachgebiet geführt und bearbeitet.
 

§ 59 Abs. 8 dient der Umsetzung von Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 der Sanktionsrichtlinie, der vorsieht, dass illegal 59.8.
beschäftigte Drittstaatsangehörige vor ihrer Abschiebung systematisch und objektiv über ihre Rechte gemäß Artikel 6 Absatz
2 und Artikel 13 der Sanktionsrichtlinie, d.h. insbesondere § 25 Abs. 4b und § 59 Abs. 7 informiert werden. Dafür steht ein
entsprechendes Hinweisblatt (Infoblatt Schwarzarbeit) auf der Homepage zur Verfügung.
Die mit dem 2. Richtlinienumsetzungsgesetz eingeführte Norm erfordert eine Unterrichtung ausreisepflichtiger Ausländer, die
von einem Arbeitgeber beschäftigt wurden, ohne dass sie einen rechtmäßigen Aufenthalt besessen hätten, über ihre Rechte
ggü. ihrem Arbeitgeber (Geltendmachung ausstehender Vergütungen).


